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Die bfg wünscht ein gesundes und erfolgreiches Neues Jahr!

Wir sind auch 2020 für Sie da!
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Die Bayerische Finanzgewerkschaft zum Jahresbericht des Obersten Rechnungshofs 

ORH widersprüchlich: Wichtige Kritik,  
aber unzutreffendes Bild von Personalsituation! 
Angesichts der vom ORH angeprangerten Vollzugsdefizite bei Grundbesitz-
Feststellungen und der Erbschaft- und Schenkungsteuer sieht sich die Bayerische 
Finanzgewerkschaft in ihrer Sorge um die Umsetzbarkeit einer 
Grundsteuerreform bestätigt! 

Der Vorsitzende der bfg, Gerhard Wipijewski, hierzu heute in München: „Die vom 
Obersten Rechnungshof dargestellten Mängel bei der Bedarfsbewertung und der 
Bearbeitung der Erbschaft- und Schenkungsteuer führen deutlich vor Augen, wie 
aufwendig und risikobehaftet Bewertungsvorgänge rund um Grundstücke sind. 
Vor dem Hintergrund der zwingend noch in diesem Jahr zu beschließenden 
Grundsteuerreform erneuert die Bayerische Finanzgewerkschaft daher ihren 
Appell ein Bewertungsmodell für die Grundsteuer zu schaffen, das einen möglichst 
geringen Verwaltungsaufwand erfordert und maximal durch IT-Verfahren 
unterstützt werden kann!“ 

Ansonsten droht nach Überzeugung der bfg angesichts der erforderlichen 
Neubewertung von bundesweit rund 36 Millionen Grundstücken ein nicht zu 
verantwortender Personalaufwand für die Steuerverwaltung, den der Bayerische 
Staatsminister der Finanzen und für Heimat, Albert Füracker, zurecht mehrfach 
auf mehrere tausend zusätzliche Finanzbeamte allein für Bayern beziffert hat. 

Die Bayerische Finanzgewerkschaft fordert in einer Eingabe zum Doppelhaushalt 
den Landtag auf hierfür Vorsorge zu treffen.  
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Grundsteuerreform ist ein Epochenprojekt! 
Zusätzliche Haushaltsstellen zwingend 
erforderlich! 
 
Mit Urteil vom 10. April 2018 hat der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts 
die Vorschriften des Bewertungsgesetzes zur Einheitsbewertung von 
Grundvermögen für verfassungswidrig erklärt. Nur wenn der Gesetzgeber 
spätestens im Laufe des Jahres 2019 eine Neuregelung trifft, so das 
Bundesverfassungsgericht, können die verfassungswidrigen Regeln über den 
31.12.2019 hinaus weiter angewandt werden, und zwar längstens bis zum 31. 
Dezember 2024.  
 
Vor dem Hintergrund dieses Urteils und entsprechender politischer 
Absichtserklärungen besteht kein Zweifel, dass Bundestag und Bundesrat bis zum 
Ende dieses Jahres eine Neuregelung der Grundsteuer bzw. der ihr zugrunde zu 
legenden Bewertungsregeln verabschieden werden! 
 
Damit wird noch im Jahr 2019 eine Reform beschlossen werden, die als 
Epochenprojekt bezeichnet werden muss!  
 
Denn jahrzehntelang hatte der Gesetzgeber verständlicherweise trotz „vermuteter“ 
Verfassungswidrigkeit von einer Reform abgesehen. – Ganz einfach deshalb, weil 
der Personalbedarf für eine Neubewertung der 36 Millionen wirtschaftlichen 
Einheiten gigantisch ist und von den Steuerverwaltungen der Länder nicht zu 
schultern! 
 
Den von Bundesfinanzminister Olaf Scholz vorgelegten Entwurf hatte die 
Bayerische Finanzgewerkschaft ob des drohenden Verwaltungsaufwands als 
monströs bezeichnet. Der Bayerische Staatsminister der Finanzen und für Heimat, 
Albert Füracker, hat den zusätzlichen Personalbedarf allein für die bayerische 
Steuerverwaltung mehrfach auf mehrere tausend zusätzlichen Beschäftigte 
beziffert und einmal von 3.500 zusätzlichem Personalbedarf gesprochen. 
 
Das derzeit diskutierte Modell kann lediglich als leichte Entschärfung des „Scholz-
Modells“ gelten. Aber auch alle anderen je diskutierten Ansätze sind mit äußerst 
großem Personalaufwand verbunden. Wie bereits angesprochen, war die Reform 
ja gerade deshalb nie angepackt worden! 


